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Vorlage  
für die Sitzung der staatlichen Deputation  

für Soziales, Jugend und Integration 
am 14. Januar 2016 

 
 

 
Bremer Rat für Integration 
Satzungsänderung zur Aufnahme der Alevitischen Gemeinden und Kulturzentren/-
vereine 
 
 
A. Problem 
Seit dem 22. Oktober 2014 ist der Vertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und der 
Alevitischen Gemeinde Deutschland e.V., der Alevitischen Gemeinde in Bremen und 
Umgebung e.V., dem Alevitischen Kulturzentrum in Bremen und Umgebung e.V. und dem 
Alevitischen Kulturverein in Bremerhaven und Umgebung e.V. in Kraft. Mit dem Vertrag (Art. 
12) erklärt das Land sein Bemühen, „eine angemessene Repräsentanz von Mitgliedern der 
Alevitischen Gemeinde in Gremien zu gewährleisten, in denen eine gesellschaftliche Vielfalt 
angestrebt wird.“  
Im Zuge der parlamentarischen Beratung des o.g. Vertrags hat der Ausschuss für 
Integration, Bundes- und Europaangelegenheiten, internationale Kontakte und 
Entwicklungszusammenarbeit im Juli 2014 deutlich gemacht, nach Inkrafttreten des Vertrags 
die Satzung des Bremer Rates für Integration ändern zu wollen, um die Aleviten in das 
Gremium einzubeziehen. Mit der 19. Legislaturperiode ist nunmehr die Deputation für 
Soziales, Jugend und Integration hierfür zuständig. 
 
 
B. Lösung 
Mit der Satzungsänderung soll den Alevitischen Gemeinden und Kulturzentren/-vereinen die 
Möglichkeit gegeben werden, ein stimmberechtigtes und ein stellvertretendes Mitglied als 
Repräsentant/-innen in den Bremer Rat für Integration zu entsenden. 
 
Dazu wird folgende Änderung der Satzung des Bremer Rates für Integration i.d.F. vom 
5. März 2013 vorgeschlagen: 
 

In der Satzung des Bremer Rates für Integration wird unter  
§ 3 Mitgliedschaft ergänzt:  
 
- 1 Vertreter/-in der Alevitischen Gemeinden im Land Bremen 

 

C. Alternativen  
Werden nicht empfohlen, die Alevitischen Gemeinden und Kulturzentren/-vereine sind 
einzubinden. 

 



D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung  
Keine finanziellen und personalwirtschaftlichen Auswirkungen. 
§ 3 der Satzung (siehe Anlage) sieht eine Vertretung von Frauen und Männern 
gleichermaßen vor. Die Benennenden sind in ihrer Entscheidung jedoch frei. 
 

E. Beteiligung / Abstimmung  
Der Bremer Rat für Integration hatte die Einbeziehung der Alevitischen Gemeinden im Zuge 
der Beratung des Vertrags im Parlamentsausschuss angeregt. Der Rat ist über die Absicht 
der entsprechenden Satzungsänderung schriftlich informiert worden. Auf seiner 
Plenarsitzung am 18.11.2015 hat er die angestrebte Änderung zur Kenntnis genommen. Die 
Mitwirkung von Repräsentant/-innen der Alevitischen Gemeinden im Bremer Rat für 
Integration würde er begrüßen. 
 

F. Beschlussvorschlag 
1. Die staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration beschließt, die Satzung 

des Bremer Rates für Integration zu ergänzen, wie unter ‚B.‘ vorgeschlagen. 
 

2. Die staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration bittet die Senatorin für 
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport, die Alevitischen Gemeinden und 
Kulturzentren/-vereine aufzufordern, eine/einen gemeinsame/n Vertreter/-in 
(+ Stellvertreter/-in) für den Bremer Rat für Integration zu benennen und diese der 
Deputation zur Berufung vorzulegen. 

 
 
 
 
 
Anlage 
Satzung des Bremer Rates für Integration i.d.F. vom 5. März 2013 
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